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Ausführungsbestimmungen 
über die Benützung der kantonalen Gebäude und 
Anlagen 
vom 20. Dezember 20111 

Der Regierungsrat des Kantons Obwalden, 

gestützt auf Artikel 75 Ziffer 2 und Artikel 76 Absatz 2 Ziffer 9 der Kan-
tonsverfassung vom 19. Mai 19682, Artikel 3 und 38 der Organisationsver-
ordnung vom 7. September 19893 sowie Artikel 12 Absatz 1 des Allgemei-
nen Gebührengesetzes vom 21. April 20054, 

beschliesst: 

I. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 Zweck und Geltungsbereich 

1 Diese Ausführungsbestimmungen regeln die Benützung der kantonalen 
Gebäude und Anlagen.  
2 Als kantonale Gebäude und Anlagen (Sportanlagen und dgl.) im Sinne 
dieser Ausführungsbestimmungen gelten  Bauten samt deren Umschwung 
und Anlagen im Eigentum des Kantons und solche, über deren Benützung 
der Kanton bestimmen kann. 
3 Vorbehalten bleiben die Vermietung und Verpachtung von Gebäuden bzw. 
Wohnungen, die der Kanton wie eine private Person vermietet oder verpach-
tet. Vorbehalten sind ferner die dem Betrieb des Kantonsspitals dienenden 
Gebäude und Anlagen.  

Art. 2 Grundsätze 

1 Kantonale Gebäude und Anlagen dienen in erster Linie dem Kanton. 
2 Es besteht kein Anspruch auf Benützung kantonaler Gebäude und Anlagen 
durch Dritte.  
3 Dritten kann aus wichtigen Gründen die Genehmigung zur Benützung kan-
tonaler Gebäude und Anlagen wieder gekündigt werden. 
4 Bei Anspruchskollisionen ist nach Abwägung der verschiedenen Interessen 
zu entscheiden. 

II. Zuständigkeiten 

Art. 3  Benützungsreglemente 

1 Das Bau- und Raumentwicklungsdepartement kann Vorschriften über die 
Benützung von kantonalen Gebäuden und Anlagen durch die Verwaltung 
(Benützungsreglemente) erlassen. 
2 Der Erlass von Benützungsreglementen setzt das Einverständnis des De-
partements voraus, dessen Verwaltungseinheit die Gebäude bzw. Anlagen 
nutzt. Bei Differenzen entscheidet der Regierungsrat. 
3 Das Benützungsreglement regelt insbesondere zentrale kantonale Belange 
sowie die Gebühren für Drittnutzungen. Bei der Festlegung der Gebühren ist 
das Finanzdepartement beizuziehen. Dieses erlässt Vollzugsrichtlinien. 
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4 Das Benützungsreglement kann die Delegation zum Erlass von Detailrege-
lungen (Hausordnungen) an eine untergeordnete Verwaltungseinheit vorse-
hen. 

Art. 4  Benützung kantonaler Gebäude und Anlagen durch Dritte 

Eine Drittnutzung kantonaler Liegenschaften ist nur möglich, sofern ein Be-
nützungsreglement nach Art. 3 dieser Ausführungsbestimmungen besteht 
und dieses eine Drittnutzung vorsieht. Die Drittnutzung ist mittels Vertrag zu 
regeln.  

Art. 5 Übertragung von Verwaltung kantonaler Gebäude und Anlagen 
an Dritte 

1 Der Kanton kann die Verwaltung und Benützung von kantonalen Gebäuden 
bzw. Anlagen mittels Vertrag Dritten übertragen, sofern dies einem öffentli-
chen oder gemeinnützigen Zweck oder der Bewirtschaftung dient.  
2 Verträge betreffend Übertragung von Verwaltung bzw. Benützung kantona-
ler Gebäude und Anlagen an Dritte werden zwischen dem Departement, in 
dessen Zuständigkeit die zu übertragende Verwaltung oder Nutzung fällt, 
und dem Bau- und Raumentwicklungsdepartement einerseits und dem Dritt-
nutzer andererseits geschlossen. Das Bau- und Raumentwicklungsdeparte-
ment wird in die Vertragserarbeitung einbezogen.  

3 Werden die Verwaltung bzw. Benützung kantonaler Gebäude oder Anlagen 
einem Verein oder einer andern juristischen Person übertragen, sind die 
Statuten und jede Anpassung derselben dem im Vertrag bezeichneten De-
partement zur Kenntnis zu bringen. 
4 Soweit die vertragliche Vereinbarung die Benützung nicht abschliessend 
regelt, haben die vertraglich mit dem Betrieb oder der Benützung betrauten 
Dritten ein Benützungsreglement und gegebenenfalls auch eine Hausord-
nung zu erlassen. Erlass und Anpassungen des Benützungsreglements oder 
der Hausordnung sind, soweit vertraglich nichts anderes vereinbart wurde, 
dem im Vertrag bezeichneten Departement zur Genehmigung zu unterbrei-
ten. Das Bau- und Raumentwicklungsdepartement ist vor Erteilung der Ge-
nehmigung anzuhören, sofern es nicht selbst als Genehmigungs-behörde 
bezeichnet wird. 

III. Haftung 

Art. 6 Haftung 

1 Die Haftung für Schäden, welche im Zusammenhang mit der Verwaltung 
und/oder der Benützung kantonaler Gebäude und Anlagen durch Dritte ent-
stehen, richtet sich nach den Bestimmungen des Zivilrechts. 
2 Es kann ein Versicherungsausweis oder die Hinterlegung einer Kaution 
verlangt werden.  

IV. Schluss- und Übergangsbestimmungen 

Art. 7 Änderung bisherigen Rechts 

Die Ausführungsbestimmungen über die Kantonsschule (Organisationssta-
tut) vom 20. Juni 20115 werden wie folgt geändert: 

Art. 19 Benutzungs- und Hausordnung 

1 Die Benutzerinnen und Benutzer sind verpflichtet, alle Schuleinrichtungen 
und Anlagen mit Sorgfalt zu behandeln. 
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2 Beschädigungen sind umgehend der Schuladministration zu melden, auch 
wenn die Ursache unklar ist. 
3 Bei absichtlicher Beschädigung werden, bei fahrlässiger können die Verur-
sacherinnen und Verursacher zur Bezahlung von Schadenersatz verpflichtet  
werden. 
4 Für die Benutzung der Räumlichkeiten im Einzelnen erlässt das Rektorat 
eine Hausordnung. 
5 Die Hausordnung gilt für alle Benutzerinnen und Benutzer von Räumen und 
Plätzen der Kantonsschule.  

Art. 8 Übergangsbestimmung 

Soweit in bestehenden Benützungsreglementen, Verträgen, Genehmi-
gungsvermerken und dgl. die Genehmigung durch den Regierungsrat fest-
geschrieben wurde, geht diese Kompetenz an die zuständige Behörde ge-
mäss diesen Ausführungsbestimmungen über. 

Art. 9 Inkrafttreten 

Diese Ausführungsbestimmungen treten am 1. Februar 2012 in Kraft. 
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